
Beiblatt zu parlamentarischen BürgerInneninitiative 
„Einführung einer Finanztransaktionssteuer“ 

Von: Attac Österreich (13.12.2018) 

Die parl. BürgerInneninitiative zur „Einführung einer Finanztransaktionssteuer“ (FTS) von Hans 

Peter Degischer fordert, dass: 

a) dem Parlament ein Gesetzesvorschlag zur Einführung einer FTS vorgelegt wird 

b) die Regierung beauftragt wird, sich verstärkt für die Einführung einer FTS im Rahmen 

des erweiterten Kooperationsprozesses 10 europäischer Länder (E10-Prozess) 

einzusetzen. 

Doch die aktuellen politischen Geschehnisse schreiten schneller voran als gewünscht. Anfang 

Dezember hat Finanzminister Löger den seit 2012 laufenden E10-Prozess beendet und das 

Thema erstmal vom Tisch geräumt (u.a. mit der Begründung, dass er grundsätzlich dafür wäre, 

allerdings Deutschland und Frankreich den Prozess nicht mehr unterstützen würden). Damit 

ist die Forderung b) nach einem verstärkten Einsatz Österreichs im E10 Prozess nicht mehr auf 

dem Stand der Zeit.  

Dadurch lassen wir uns als Attac natürlich nicht davon abbringen zu unserer 

Gründungsforderung zu stehen. Wir fordern weiterhin die Einführung einer breit angelegten 

FTS auf europäischer Ebene, als Teil umfassender Maßnahmen zur Regulierung der 

Finanzmärkte.  

Und genau deshalb bitten wir euch die parlamentarische Bürgerinitiative zu unterschreiben, 

um damit das Thema im Parlament sowie in der öffentlichen Debatte zu halten und auf die 

Einführung einer FTS hinzuwirken. Sobald die 500 erforderlichen Unterschriften beisammen 

sind, wird die parlamentarische Bürgerinitiative offiziell eingereicht. In der darauf folgenden 

Debatte im parl. Petitionsausschuss werden wir dann unsere Forderung nach einer 

umfassenden FTS auf europäischer Ebene (EU oder zumindest Eurozone) einbringen. 

Eine umfassende FTS im Rahmen von Maßnahmen zur Regulierung der Finanzmärkte ist ein 

wichtiger Schritt, um die Macht der Finanzmärkte zu begrenzen, systemische Risiken der 

Branche zu reduzieren, Steuereinnahmen zu generieren und somit demokratische Kontrolle 

zurückzugewinnen. 

 

 


